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1.
Ausgangslage
Die Regelungen zu den Vergütungen des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitungsmitglieder sind zu einem der wichtigen Themen der Aktienrechtsrevision geworden. Die Gründe dafür sind einerseits die Entwicklung dieser Vergütungen und das Versagen der Selbstregulierung sowie andererseits die als Reaktion auf diese Entwicklung lancierte und eingereichte Initiative gegen die Abzockerei.

1.1
Entwicklung der Vergütungen an das Management  birgt gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Zündstoff

Zur Entwicklung der Vergütungen führt Travail.Suisse seit fünf Jahren eine Langzeitstudie in 27 Schweizer Unternehmen durch. Diese Studie zeigt, dass die Saläre der Geschäftsleitungsmitglieder von 2002 bis 2008 um 83 Prozent gestiegen sind. Im gleichen Zeitraum stiegen gesamtschweizerisch die Nominallöhne der Arbeitnehmenden um 8.4 Prozent
. Die Lohnerhöhungen fallen für die Geschäftsleitungsmitglieder somit zehn Mal höher aus als für den durchschnittlichen Arbeitnehmenden. 
Diese Entwicklung birgt erheblichen gesellschaftlichen Zündstoff und gefährdet das wirtschaftliche Erfolgsmodell Schweiz. Denn bisher war die Balance im Nehmen und Geben, der Anstand im Umgang miteinander und der sozialpartnerschaftliche Weg der Aushandlung von Löhnen Garantie dafür, dass alle profitieren vom wirtschaftlichen Wachstum und steigenden Wohlstand. Diese Sicherheit hat dazu geführt, dass die Zufriedenheit mit der Lohngerechtigkeit und der Verteilungsgerechtigkeit in der Schweiz trotz grossen Ungleichheiten relativ hoch war. Und das Gefühl, gerecht behandelt zu werden, ist zentral für die Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmenden. Zudem war dank dem gegenseitigen Vertrauen auch die Regelungsdichte in der Lohngestaltung, der Einkommensverteilung und auf dem Arbeitsmarkt allgemein sehr tief. Die hohe Leistungsbereitschaft und die tiefe Regelungsdichte gehören sicher zu den zentralen Grundlagen des wirtschaftlichen Erfolgs der Schweiz.
1.2
Heutige Regulierung hat versagt

Die heutigen gesetzlichen Regelungen im Bereich der Corporate Governance fallen dürftig aus. Nur in einem Artikel des Aktienrechts finden sich Regelungen mit einer gewissen Tragweite zur Kontrolle der Managerlöhne: Die Regelungen zur Transparenz der Vergütungen (663b ff. OR) verlangen, dass in börsenkotierten Unternehmen jegliche Vergütungen an die Verwaltungsräte als Total für das ganze Gremium und für jedes einzelne Mitglied ausgewiesen werden. Ebenfalls offengelegt werden muss die Summe der Vergütungen an die Mitglieder der Geschäftsleitung. Die höchste Vergütung an ein Geschäftsleitungsmitglied muss dazu einzeln ausgewiesen werden, inklusive Nennung des Namens und der Funktion des betroffenen Mitglieds. Die Vergütungen an die restlichen Geschäftsleitungsmitglieder müssen jedoch nicht einzeln offengelegt werden. 

Über Jahre hinweg wurden selbst diese zurückhaltenden Regelungen von den Wirtschaftskreisen abgelehnt und für die Vergütungen von Verwaltungsrat und Geschäftsleitungsmitglieder die Selbstregulierung propagiert. Die Schweizer Börse hat Richtlinien für börsenkotierte Unternehmen erstellt und economiesuisse hat einen Code of Conduct zur Corporate Governance veröffentlicht. Doch die Entwicklung der Vergütungen zeigt deutlich, dass diese Selbstregulierung nicht zu den gesellschaftlich wünschbaren Ergebnissen geführt hat.
1.3
Abzockerinitiative macht Druck

Mit der Initiative gegen die Abzockerei steht heute ein Vorschlag im Raum, der einschneidende rechtliche Massnahmen vorsieht. So sollen etwa der Generalversammlung die Kompetenz über die Löhne der Verwaltungsratsmitglieder wie auch der Geschäftsleitungsmitglieder übertragen sowie Antritts- und Abgangsboni wie auch Boni aus Firmenkäufen und –verkäufen verboten werden. Gemäss neusten Umfragen stimmen heute 75 Prozent der Stimmbürger und Stimmbürgerinnen dieser Initiative zu.

Für Travail.Suisse ist klar, dass mit der laufenden Aktienrechtsrevision für die Problematik der hohen Vergütungen Lösungen gefunden werden müssen, die die unerwünschten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen der Vergütungsentwicklung in den Verwaltungsräten und Geschäftsleitungen reduzieren. Dies gilt insbesondere dann, wenn diese Revision als Gegenvorschlag zur Initiative gegen die Abzockerei ihre Wirkung entfalten soll. Es kann also bei der Revision des Aktienrechts nicht nur darum gehen, die Rechte der Aktionäre gegenüber der Aktiengesellschaft festzuschreiben, sondern es müssen auch öffentliche bzw. gesellschaftliche und gesamtwirtschaftliche Interessen berücksichtigt werden, so wie das auch in anderen Teilen des OR heute bereits der Fall ist (Mietrecht, Arbeitsrecht, Grundstückkauf).
2.
Die Aktienrechtsrevision und 
die Forderungen von Travail.Suisse
Im Dezember 2007 legte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des Obligationenrechts
 vor. Dieser Entwurf wurde nachträglich am 5. November 2008 im Rahmen der Botschaft zu einem Massnahmenpaket zur Stärkung des schweizerischen Finanzsystems
  nochmals in einigen Punkten ergänzt und anschliessend als indirekter Gegenvorschlag zur Abzocker-Initiative (Botschaft zur Volksinitiative „gegen die Abzockerei)
) präsentiert.
Die Hauptthemen dieser Revision in Bezug auf die Vergütungen von Verwaltungsrat und Geschäftsleitung sind die Kompetenzen der Generalversammlung, die Transparenz der Vergütungen sowie Regelungen zu Boni und Sonderzahlungen. 
2.1 
Kompetenzen der Generalversammlung 
Gemäss Revisionsentwurf können die Statuten vorsehen, dass die Aktionäre über die Entschädigungen an Verwaltungsräte, Geschäftsleitungsmitglieder zu befinden haben. Darunter fallen auch Entscheide über Aktien- und Optionenpläne (Art 627 Ziff. 4). Der Verwaltungsrat hat des Weiteren ein Reglement über die Vergütungen sowohl für Verwaltungsratsmitglieder als auch für Geschäftsleitungsmitglieder zu erstellen (Art. 731c). Weiter hat der Verwaltungsrat einen schriftlichen Vergütungsbericht zu erstellen (Art. 731d). Während die Vergütungen an die Verwaltungsratsmitglieder der Zustimmung der Aktionäre unterstehen (Art. 731e) soll über die Vergütungen an die Geschäftsleitung nur eine konsultative Abstimmung stattfinden (Art. 731f).
Für Travail.Suisse darf sich die Kompetenz der Generalversammlung nicht nur auf Entscheidungen zu den Löhnen der Verwaltungsräte beschränken, sondern sie muss auch die Entscheidung über die Vergütungen der Geschäftsleitungsmitglieder umfassen. Denn es ist ja gerade die Entwicklung der Vergütungen der Geschäftsleitungsmitglieder, die zum Regulierungsbedarf und auch zur Abzockerinitiative geführt hat. Jede Aktienrechtsrevision, die diesen Punkt nicht berücksichtigt, taugt nicht als ernst zu nehmender Gegenvorschlag zur Abzockerinitiative und verfehlt das Ziel, die unerwünschten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen der Vergütungsentwicklung in den Verwaltungsräten und Geschäftsleitungen zu reduzieren. Die Kompetenz der Generalversammlung zum Entscheid über die Vergütungen der Geschäftsleitungsmitglieder muss also entweder in Art. 731 oder aber in Art. 698 aufgenommen werden.

2.2
Transparenz

Die im heutigen Aktienrecht festgeschriebenen Offenlegungspflichten für börsenkotierte Unternehmen gemäss Art. 663bbis OR entsprechen im Revisionsentwurf des Bundesrates dem Art. 697quater. Inhaltlich bleibt sich der Artikel gleich und umfasst weiterhin nur die Offenlegung der Vergütungen der Mitglieder des Verwaltungsrates. 
Die Mehrheit der Rechtskommission des Ständerates hat hingegen vorgeschlagen, die Offenlegungspflicht auf die Mitglieder der Geschäftsleitung auszuweiten (Art. 697quater Abs. 4 Ziff 2 analog Ziff 1). Dieser Vorschlag ist im Ständerat nur knapp mit 17 zu 13 Stimmen abgelehnt worden.
Für Travail.Suisse ist eine Ausweitung der Transparenzrichtlinien, wie sie für den Verwaltungsrat gelten, auf die Geschäftsleitungsmitglieder dringend nötig. Auch hier gilt wie bei der Kompetenz der Generalversammlung, dass der Regulierungsbedarf vor allem wegen der Entwicklung der Vergütungen der Geschäfteleitungsmitglieder entstanden ist und eine adäquate Anpassung des Aktienrechts diese Problematik erfassen muss. Travail.Suisse unterstützt deshalb die Lösung, die die Mehrheit der Rechtskommission des Ständerates vorgeschlagen hat.
2.3 
Boni und Sonderzahlungen
Vor einigen Jahren haben Abgangsboni für gescheiterte Manager für negative Schlagzeilen gesorgt. Als Reaktion darauf haben viele Unternehmen auf solche Abgangsentschädigungen verzichtet. Heute kann hingegen mehr und mehr die Auszahlung von nicht minder fragwürdigen Antrittsboni beobachtet werden. Doch nicht nur Bonuszahlungen bei solchen Sonderereignissen sind ein Problem. Auch die jedes Jahr als variable Lohnbestandteile bezahlten Boni sind teilweise ausser Kontrolle geraten. Managerlöhne, die sich zu 90 Prozent aus variablen Lohnbestandteilen zusammensetzen
, zeugen davon. 
Im Vorschlag des Bundesrates sind keine Regelungen zu den Boni und Sonderzahlungen enthalten. Die Abzockerinitiative jedoch fordert statutarisch festgelegte Beteiligungspläne und ein Verbot von Antritts- und Abgangsentschädigungen. Das hat dazu geführt, dass im Ständerat entsprechende Anträge eingereicht wurden. Dabei hat die Rechtskommission vorgeschlagen, Sonderzahlungen wie Abgangs- oder Antrittsboni zu verbieten. Dieser Vorschlag ist im Plenum mit 22 zu 15 Stimmen abgelehnt worden.
Für Travail.Suisse ist klar, dass Sonderzahlungen wie Abgangs- und Antrittsentschädigungen verboten werden müssen. Diese Sonderzahlungen haben mit einer leistungsorientierten Vergütung nichts mehr zu tun. Im Gegenteil, sie unterlaufen sie sogar teilweise. Travail.Suisse unterstützt deshalb die Lösung, die die Mehrheit der Rechtskommission des Ständerates vorgeschlagen hat. Zudem fordert Travail.Suisse, dass die Bonuszahlungen drastisch eingeschränkt werden, damit der Fokus wieder auf die Fixlöhne zu liegen kommt. Ein Bonus in der Höhe eines Monatssalärs ist durchaus noch akzeptabel. Höhere Bonuszahlungen bergen hingegen ein grosses Risiko falscher Anreize und werden von Travail.Suisse abgelehnt
.In den durch Arbeitsteilung geprägten Unternehmen lässt sich zudem der von einem einzelnen Mitarbeiter - die Geschäftsleitung selbstverständlich mit eingeschlossen – geleistete Mehrwert kaum genau abgrenzen, geschweige denn in Franken und Rappen beziffern.
2.4 
Vertretung der Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat

Alle neuen Regeln zu den Salären von Managern sind nur so gut, wie sie umgesetzt und kontrolliert werden. Solange statt der unsichtbaren Hand das unsichtbare Händeschütteln
 regiert, sind Verbesserungen nur mit hoher Regulierungsdichte und grossem staatlichem Einfluss zu gewinnen. 

Die bessere Lösung besteht für Travail.Suisse darin, den sozialpartnerschaftlichen Weg zu beschreiten und die Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat Einsitz nehmen zu lassen. Dies insbesondere aus den folgenden Gründen:
· Erstens verändert die Beteiligung von Arbeitnehmenden, die 80'000, 100'000 oder vielleicht 150'000 Franken verdienen, die Diskussion im Verwaltungsrat über die Vergütungen und Vergütungssysteme der Geschäftsleitung.

· Zweitens stellt der Einsitz der Arbeitnehmenden in den Verwaltungsrat sicher, dass bei der Diskussion des Vergütungssystems für die Mitglieder der Geschäftsleitung die Löhne der übrigen Mitarbeiter nicht vergessen gehen.

· Drittens ermöglicht die Beteiligung der Arbeitnehmenden auf das einzelne Unternehmen zugeschnittene Lösungen für die Vergütungssysteme und erfordert keine einheitlichen gesetzlichen Beschränkungen von maximalen Löhnen oder Lohnverhältnissen.

· Und viertens ist die Möglichkeit der Einflussnahme der Arbeitnehmenden auf die Vergütungssysteme der Geschäftsleitungs- und Verwaltungsratsmitglieder von entscheidender Bedeutung für deren Akzeptanz. Die Beteiligung der Arbeitnehmenden trägt somit auch zur Reduktion der negativen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Folgen bei, die von der bisherigen Entwicklung der Vergütungen ausgeht.
Neben dem positiven Einfluss in Bezug auf die Vergütungssysteme sprechen eine ganze Reihe weiterer Argumente für einen Einbezug der Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat. So erhöht der Einbezug der Arbeitnehmenden die Diversity im Verwaltungsrat und ermöglich eine bessere Herangehensweise an Problemstellungen. Internationale Vergleiche zeigen, dass die Arbeitnehmervertretung im Verwaltungsrat zu keinerlei Sanktionierung durch die Börse und auch zu keinem Standortnachteil führt. In den leitenden Gremien europäischer Unternehmen ist die Akzeptanz für Arbeitnehmervertreter in den Verwaltungsräten gross. Mitarbeiter, die sich im Verwaltungsrat vertreten fühlen, danken dies mit einer höheren Loyalität dem Unternehmen gegenüber. Die Fluktuationsrate sinkt, die Produktivität und die Innovationskraft steigen.
. Und schliesslich lassen sich durch den Einbezug der Arbeitnehmenden in den Verwaltungsrat auch Konflikte besser lösen und Krisen besser überstehen. 
Nicht zuletzt könnte mit der Vertretung der Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat, wie sie auch in vielen anderen Ländern Europas existiert (siehe Anhang), dem grossen Wert der Arbeit für die Schweizer Wirtschaft Ausdruck verliehen werden. Unternehmen sind nicht einfach Geldvermehrungsmaschinen für Aktionäre, sondern soziale Systeme mit einer Vielzahl von Stakeholdern. Und die Arbeit ist ein zentraler Faktor der Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer Wirtschaft und entscheidend für die Fähigkeit von Schweizer Unternehmen, Mehrwert und Wohlstand zu generieren. Es darf darum bei einer Revision des Aktienrechts nicht nur darum gehen, die Interessen der Unternehmensleitung und der Aktionäre auszubalancieren, sondern auch die Interessen der Arbeitnehmenden müssen ihre Berücksichtigung finden. 
Anhang 1: Internationaler Vergleich Arbeitnehmende im Verwaltungsrat

Ein Blick über die Schweizer Grenze hinweg zeigt, dass die unternehmerische Mitbestimmung der Arbeitnehmenden bereits weit verbreitet ist. In 19 der 27 EU-Mitgliedsländer besteht eine solche Art der Arbeitnehmervertretung in den Verwaltungs- und Aufsichtsgremien. Die angewandten Regeln variieren von Land zu Land und umfassen ein Spektrum, das von der Arbeitnehmervertretung in staatlichen Betrieben bis hin zur paritätischen Vertretung von Arbeitnehmerinnen und Aktionären in Verwaltungsräten geht. Allen gemeinsam ist jedoch die Beteiligung der Arbeitnehmenden an den Unternehmensentscheiden. Im Folgenden sollen einige Beispiele für die Arbeitnehmervertretung in einigen europäischen Ländern dargestellt werden:

Dänemark: Die Entscheidung, ob sie im Aufsichtsrat von Aktiengesellschaften oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung vertreten sein wollen, obliegt in Dänemark den Arbeitnehmenden selbst. Stimmt eine Mehrzahl der Angestellten dem zu, erhalten sie ein Anrecht auf einen Sitz pro zwei Aktionärsvertreter, mindestens jedoch auf zwei Verwaltungsratssitze. Dies entspricht somit also einer Drittelsbeteiligung durch die Arbeitnehmenden. Ausgeschlossen von dieser Regelung sind einzig Unternehmen, die in den letzten drei Jahren weniger als 35 Angestellte hatten.
Deutschland: Die am weitesten reichenden Regelungen zur Vertretung von Arbeitnehmenden im Aufsichtsrat finden sich in Deutschland. Die Regelungen betreffen unter anderem Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Genossenschaften. In Unternehmen mit zwischen 500 und 2'000 Arbeitnehmenden haben die Angestellten Anrecht auf ein Drittel der Aufsichtsratssitze. Bei Unternehmen ab 2'000 Angestellten haben diese gar Anrecht auf die Hälfte der Aufsichtsratssitze. Der Vorsitz (mit Stichentscheid) fällt jedoch in jedem Fall den Aktionärsvertretern zu, dessen Stellvertretung dafür wiederum den Arbeitnehmervertretern. Die Regelungen für Betriebe der Montanindustrie, die über 1'000 Arbeitnehmende beschäftigen gehen noch einen Schritt weiter. Sowohl Arbeitnehmervertreter wie auch Aktionärsvertreter haben Anrecht auf die gleiche Anzahl Sitze, eine weitere, externe und neutrale Person von beiden Seiten gemeinsam gewählt. Und schliesslich kann der Personalverantwortliche der Geschäftsleitung nicht gegen den Widerstand der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat bestimmt werden.
Luxemburg: Bei der Mitbestimmung von Arbeitnehmenden in den luxemburgischen Verwaltungsräten ist zwischen staatlichen und privaten Unternehmen zu unterscheiden. Bei privaten Unternehmen mit mindestens 1'000 Angestellten haben die Arbeitnehmenden ein Anrecht auf einen Drittel aller Verwaltungsratssitze. Bei staatlichen Unternehmen (Unternehmen, in denen der Staat mindestens 25 Prozent des Kapitals hält) und Unternehmen mit staatlicher Lizenz haben die Arbeitnehmenden Anrecht auf einen Vertreter pro 100 im Betrieb beschäftigte Mitarbeiter, wobei dies mindestens drei Sitzen und maximal einem Drittel aller Sitze entspricht.
Österreich: Auch in Österreich hat die Mitwirkung von Arbeitnehmern im Aufsichtsrat eine lange Tradition. Die Regelungen gelten für Aktiengesellschaften sowie für Gesellschaften mit beschränkter Haftung, sofern diese mehr als 300 Arbeitnehmende beschäftigen (bei weniger Arbeitnehmenden besteht keine Pflicht für die Bestellung eines Aufsichtsrates). Sobald ein Aufsichtsrat existiert, haben die Angestellten das Recht, auf 2 Aktionärsvertreter einen Arbeitnehmervertreter für dieses Gremium zu bestimmen. Dies entspricht somit einer Drittelsbeteiligung der Arbeitnehmer, wobei bei einer ungeraden Anzahl Aktionärsvertreter ein zusätzlicher Arbeitnehmervertreter entsandt werden kann. 
Schweden: Die gesetzlichen Regelungen zur Vertretung von Arbeitnehmern in Verwaltungsräten gelten in Schweden für die meisten Rechtsformen, inklusive Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung, sobald diese mehr als 25 Arbeitnehmer beschäftigen. Bei Unternehmen mit bis zu 1'000 Angestellten besteht ein Anspruch auf zwei Arbeitnehmervertreter, bei Unternehmen mit mehr als 1'000 Angestellten erhöht sich dieser Anspruch auf drei Arbeitnehmervertreter. Die Arbeitnehmervertreter bleiben jedoch in jedem Fall in der Minderzahl.
Tschechien: Die gesetzlichen Regelungen in der Tschechischen Republik gewähren den Arbeitnehmenden zum einen in staatlichen Unternehmen sowie in Aktiengesellschaften mit über 50 Angestellten das Recht auf Mitbestimmung im Aufsichtsrat. In beiden Fällen haben die Arbeitnehmenden jeweils Anrecht auf einen Drittel der Verwaltungsratssitze. In staatlichen Unternehmen besteht ein Anrecht auf Mitbestimmung unabhängig von der Anzahl Mitarbeiter. Auch in diesem Fall besteht ein Anrecht auf ein Drittel der Sitze im Verwaltungsrat.
Ungarn: In Aktiengesellschaften sowie Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit mehr als 200 Angestellten besteht ein Anspruch auf die Vertretung von Arbeitnehmenden im Verwaltungsrat. Die Anzahl Sitze, auf die die Arbeitnehmenden Anrecht haben, beträgt ein Drittel aller Aufsichtsratssitze. Dies gilt für Unternehmen, die gemäss einer dualistischen Unternehmensstruktur
 organisiert sind, bei Unternehmen, die eine monistische Unternehmensstruktur vorweisen, wird die Anzahl Arbeitnehmervertreter zwischen dem Verwaltungsrat und den Betriebsräten ausgehandelt.
Dieser Überblick zeigt deutlich, dass sich die Arbeitnehmervertretung im Verwaltungsrat in vielen Ländern Europas, wie im Übrigen auch in einigen Betrieben der Schweiz, bereits bestens bewährt. Während die Arbeitnehmervertretung im Verwaltungsrat für die Arbeiterinnen und Angestellten ein Zeichen der Wertschätzung des Faktors Arbeit ist und ihnen die Möglichkeit gibt, an den Unternehmensentscheiden beteiligt zu werden, bietet eine solche Regelung sowohl der Unternehmung selbst wie auch dem Aktionariat ebenfalls Vorteile, indem das brachliegende, unternehmensspezifische Wissen der Arbeitnehmenden zum Vorteil aller in der Unternehmung involvierten Akteure genutzt werden kann.

� Bundesamt für Statistik, Schweizerische Lohnindex (SLI). Real betrug der Lohnzuwachs von 2002 bis 2008 gar nur noch 1.3 Prozent.


� � HYPERLINK "http://www.admin.ch/ch/d/ff/2008/1589.pdf" ��http://www.admin.ch/ch/d/ff/2008/1589.pdf� 


� � HYPERLINK "http://www.admin.ch/ch/d/ff/2008/8943.pdf" ��http://www.admin.ch/ch/d/ff/2008/8943.pdf� 


� � HYPERLINK "http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/299.pdf" ��http://www.admin.ch/ch/d/ff/2009/299.pdf� 


� Als Beispiel: Die variablen Lohnbestandteile von Daniel Vasellas Lohn 2008 machten 92 Prozent seiner Gesamtvergütung  aus.


�Diese Haltung findet auch in der Wissenschaft Anklang. Siehe „Fixlöhne als Alternative zu Boni und Anreizsystemen“, Artikel von Margrit Osterloh & Bruno S. Frey in der NZZ vom 13. März 2009.


� vgl. Katja Rost, Margit Osterloh: Unsichtbare Hand oder unsichtbares Händeschütteln? Wachstum der Managerlöhne in der Schweiz, Institut für Organisation und Unternehmenstheorie der Universität Zürich.


� Kornelius Kraft & Jörg Stank (2004): “Die Auswirkungen der gesetzlichen Mitbestimmung auf die


Innovationsaktivität deutscher Unternehmen“ ,  Schmollers Jahrbuch 124


� Bei monistischen Systemen existiert nur ein Gremium an der Unternehmensspitze. In der Kompetenz dieses Verwaltungsrates liegen sowohl die Geschäftsführung wie auch dessen Überwachung.


Bei einem dualistischen System hingegen sind diese beiden Gremien institutionell getrennt in eine Geschäftsführung und einen Aufsichtsrat.
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